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Eine einzige, vom Staat kontrollierte Krankenkasse oder weiterhin 60 private Versicherungen? Diese Frage steht imMittelpunkt
der Abstimmung über die öffentliche Krankenversicherung vom 28. September. Die FN-Online-Umfrage weist darauf hin,
dass die Bevölkerung unentschlossen ist. Bei den Freiburger Gesundheitspolitikern sind die Meinungen aber gemacht.

Eine öffentliche oder viele private?
FAHRETTIN CALISLAR

D ie Einrichtung einer
öffentlichen Kran-
kenkasse und da-
mit die Monopoli-

sierung der Finanzierung soll
die Kostenexplosion im Ge-
sundheitswesen bremsen. Das
erhoffen sich die Befürworter
der Abstimmungsvorlage vom
28. September. Aus Sicht der
Gegner wird der Wettbewerb
und damit die freie Wahl
beschränkt. In der FN-Ab-
stimmungsvorschau kreuzen
SP-Nationalrat Jean-François
Steiert und seine CVP-Amts-
kollegin Christine Bulliard-
Marbach verbal die Klingen.

Die geforderte Einheits-
krankenkasse…
Jean-François Steiert: Ver-

zeihung, das ist ein Kampfbe-
griff der Gegner. Die Initiative
will keine Einheitskasse, son-
dern eine öffentliche Kasse,
die über autonome regionale
Agenturen verfügt. Sie soll für
die Gesundheit der Patienten
sorgen, statt Jagd auf gute Risi-
ken und Druck für Spital-
schliessungen zu betreiben.

Gut. Die öffentliche Kranken-
kasse soll das heutige System
ersetzen.Wie gut ist es?
Christine Bulliard: Perfekt

ist es nicht, sonst würden
wir nicht darüber diskutieren.
Aber es ist gut. Das Volk hat es
in mehreren Abstimmungen
bestätigt. Das System funktio-
niert, auch wenn es transpa-
renter sein kann. Es erlaubt
mir die Wahl des Versicherers
und des Arztes. Das soll so
bleiben. Es braucht aber Ver-
besserungen, zum Beispiel
beim Risikoausgleich. So kön-
nen wir Reformen angehen,
ohne gleich eine Revolution
vom Zaun zu brechen. Es
fehlt nicht viel zur Perfektion.
Drei, vier Massnahmen, die
aber imGegenzugdenWettbe-
werb garantieren.

Steiert: Wir haben ein gu-
tes Gesundheitssystem, gute
Ärzte, gute Pflegende. Die
Patienten werden gut behan-
delt. Unser Versicherungssys-
tem aber hat Mängel. Wir wol-
len es ändern. Die Konkurrenz
zwischen mehr als 60 Kassen,
die eigentlich alle überall und
jedem das Gleiche anbieten
sollten, macht keinen Sinn.

Wo liegt denn das Problem?
Steiert: Die Kassen werben

einandermöglichst viele güns-

tige Versicherte ab. Dabei sind
sie kreativ. Das kostet uns aber
viel Geld, bis zu 400 Millionen
Franken im Jahr. Das Geld
wird gebraucht für Kassen-
wechsel und Werbung. Die
Leutewerdenmit unserenPrä-
mien dafür bezahlt, dass sie
uns abends oder am Samstag-
morgenmit Telefonaten beläs-
tigen. Ich würde das Geld lie-
ber für Gescheiteres einsetzen,
so zum Beispiel für die Pflege,
die unterfinanziert ist. Die
Leute wollen länger zu Hause
bleiben und gepflegt werden.

Undwas stört Sie am
vorgeschlagenen System,
Frau Bulliard?
Bulliard: Es bringt nicht,

was es verspricht, nämlich die
Dämpfung der Kostenexplo-
sion im Gesundheitswesen.
Diese hat nichts zu tunmit den
Versicherern oder der Wer-
bung. 95 Prozent der Kosten
sind Leistungen. Diese sind
teuer und werden in Zukunft
noch teurer werden. Der Fort-
schritt in allen Bereichen der
Medizin ist rasant, darüber
sind wir auch froh. Aber er ist
auch kostentreibend.

Auffällig am Schweizer Ge-
sundheitssystem ist derWett-
bewerb unter denGrundver-
sicherern. Bringt das etwas?
Bulliard: Sobald man im

Wettbewerb steht, ist man in-
novativ, gibt sichMühe, besser
zu sein und ein Angebot güns-
tig anzubieten. Es ist zwar so,
dass die Grundversicherer alle
das Gleiche anbieten müssten.
Doch da sie im Wettbewerb
stehen, gibt es innovativere
Versicherer, die für die gleiche
Prämiemehr anbieten.

Steiert: Das dürfen sie doch
gar nicht.

Bulliard: Ich kann dem
Kunden das gleiche Stück Ku-
chen anbieten. Das eine hat
Rahm oben drauf, das andere
nicht. Ich hintergehe das Ge-

setz nicht, wenn ich es mit
Schlagrahm garniere.

Waswäre denn der Rahm
imübertragenen Sinn,
Frau Bulliard?
Bulliard: Es gibt Kassen,

welche die Kosten schneller
rückvergüten als andere. Hier
liegt ein echter Wettbewerb
vor. Wenn er die Wahl zwi-
schen 60 Anbietern hat,
nimmt der Versicherte seine
Eigenverantwortung anders
wahr. Ich muss mir überlegen,
ob ich eine höhere Franchise
will. Ja, dieWahl kann kompli-
ziert sein, sie kann als intrans-
parent empfunden werden.
Dennoch bin ich so viel freier
und weiss, woran ich bin. Bei
der öffentlichen Krankenkasse
weiss ich nicht, ob ich die Kat-
ze im Sack kaufe. Ich weiss
nur, es gibt dann nur noch
eine staatliche Versicherung.
Was sie mir anbietet, steht nir-
gends, und niemand kann mir
Details über ihre Ausgestal-
tung angeben.

Steiert: Der Text sagt tat-
sächlich nichts zur Frage, ob
der Versicherte weiterhin die
Wahl zwischen verschiedenen
Franchisen haben soll. Denn
das soll ja auch nicht ändern.
Auch werden die unterschied-
lichen Prämienregionen pro
Kanton und die Kinderprä-
mien nicht angerührt. Wir
wollten den Text nicht überla-
den. Es ist am Parlament, an
uns, ein Gesetz über die Ge-
staltung der öffentlichen Kas-
se abzustimmen.

Wie halten Sie esmit dem
Wettbewerb, Herr Steiert?
Steiert: Er ist nützlich, wenn

man Spielräume hat. Das Ge-
setz will gleiche Leistungen
für alle, also möglichst wenig
Spielraum in der obligatori-
schen Grundversicherung. Da
bringt Wettbewerb nur unnöti-
ge Kosten. Eine Studie zeigt an-
hand von Gebäudeversiche-
rungen, dass öffentliche Versi-

cherer bei gleicher Leistung
tiefere Prämienhaben.Denken
Sie an die Suva. Ihre Verwal-
tungskosten sind zurHälfte tie-
fer als diejenigen von privaten
Unfallversicherern. Monopol
ist bei geregelten Leistungen
oft effizienter, als wenn sich
viele umdenMarkt streiten.

Die Suva ist für die Initianten
ein Paradebeispiel für eine
funktionierendeMonopol-
versicherung.
Bulliard: Sie ist eine Ein-

heitskasse, hat aber eine ande-
re Struktur. Sie ist eine Versi-
cherung gegen schwere Unfäl-
le, für Arbeiter auf dem Bau
zum Beispiel, nicht für Krank-
heit. Bei der Suva habe ich
überhaupt keine Möglichkeit
zur Wahl, wenn etwas ist.
Wenn ich einen Unfall habe,
werde ich in diesen Prozess
eingeschleust, ich habe über-
haupt keinen Einfluss mehr
aufmeine Behandlung.

Steiert: Doch, den Hausarzt
können sie behalten. Die Auf-
hebung der Arztwahl wird im
Parlament von den Gegnern
der öffentlichen Krankenkasse
verlangt.

Bulliard: Mag sein. Im Prä-
ventionsbereich macht die Su-
va zwar eine gute Arbeit. Aber
für mich ist Prävention nicht
die Sache der Versicherer, son-
dern des Staates. Vonmir kön-
nen wir gerne einen kleinen
Anteil der Prämie in die Prä-
vention fliessen lassen.

Steiert: Was ja heute schon
der Fall ist. Aber warum sol-
len die Krankenkassen keine
Prävention machen? In Öster-
reich ist das zum Beispiel gang
und gäbe.

Bulliard: Wenn wir schon
vom Ausland reden. Dort se-
hen wir ja, dass die Existenz
einer Einheitskasse zur Ver-
schuldung führt. Das funktio-
niert nicht.

Steiert: Die Verschuldung
hat nichts mit der öffentlichen
Kasse zu tun, sondernmit dem
Finanzierungsmodell. Mit un-
serem heutigen System entwi-
ckeln sich die Prämien parallel
zu den Gesundheitskosten. Da
kann keine Verschuldung ent-
stehen. Das ist unabhängig
von der Anzahl Kassen. Das
Finanzierungssystem gewähr-

leistet automatisch, dass kein
Loch entstehen kann. Im Aus-
land wird das Gesundheitswe-
senmit Steuergeldern bezahlt.

Mit einemPaket von Refor-
menwill der Bundesrat das
heutige System verbessern.
Ein verbesserter Risikoaus-
gleich wird kommen, eine
strengere Aufsicht über die
Kassenwohl auch. Und die
Trennung vonGrund- und
Zusatzversicherungwird
diskutiert. Eine gute
Alternative, Frau Bulliard?
Bulliard: Das ist ein gang-

barer Weg. Denn noch mal:
Das aktuelle System hat Ver-
besserungsbedarf. Doch das
sind gezielte Reformen, wel-
che die Mängel des heutigen
Systems angehen. Die Jagd
auf gute Risiken wird kompen-
siert. Auch die bessere Auf-
sicht ist zu begrüssen. Die
Initianten sagen, die Refor-
men brauchen zu lange und
kommen nicht sicher durch
im Parlament. Sicher braucht
es ein bisschen Zeit, aber
wenn wir jetzt die öffentliche
Krankenkasse einführenmüss-
ten, würde das auch mit ei-
ner sehr langen Übergangs-
frist verbunden sein, bis das
neue System umgesetzt wer-
den könnte. Ich rechne mit 10
bis 15 Jahren.

Und für Sie, Herr Steiert? Die
Reformen sind eine Reaktion
auf die Volksinitiative zur
öffentlichen Krankenkasse.
Steiert: Ich gehöre zu jenen,

die lieber den Spatz in der
Hand behalten, als der Taube
auf dem Dach nachzujagen.
Der Risikoausgleich ist eine
echte Verbesserung. BeimAuf-
sichtsgesetz harzte es, da viele
Mitglieder des Parlaments auf
der Payroll von Krankenkas-
sen sind, was ich übrigens für
unsere Demokratie problema-
tisch finde. Wir bauten jedoch
auf die Unterstützung der
Ständeräte, die etwas unab-
hängiger sind, sowie auf den
Druck der Kantone. Aber: Oh-
ne die Initiative wäre das Auf-
sichtsgesetz längst beerdigt.
Viele unterstützen es zähne-
knirschend, um das für sie
Schlimmere zu verhindern.

Wie stehen Sie zur Trennung
vonGrund- und Zusatz-
versicherung, Frau Bulliard?
Bulliard: Ich bin dafür.

Steiert: Ich bin froh, dass Du
in diesem Punkt offener bist,
Eure Fraktion war dagegen.

Jean-François Steiert (SP) und Christine Bulliard-Marbach (CVP) sind sich in Sachen öffentlicher Krankenkasse uneins. Bild Charles Ellena

Vorschau
Gesundheitspolitiker
auf dem Podium
Die Abstimmung zur öffentli-
chen Krankenkasse steht
auch im Zentrum einer kont-
radiktorischen Diskussion
heute in Le Mouret. Neben
den Teilnehmern der FN-
Abstimmungsdebatte, Jean-
François Steiert und Christine
Bulliard, sind als Referenten
der Freiburger CVP-Grossrat
und Arzt Marc-Antoine Gam-
ba sowie der Walliser FDP-
Grossrat Philippe Nantermod
eingeladen. Die Debatte im
Restaurant La Croix Blanche
beginnt um 20 Uhr. fca

Umfrage
Öffentliche
Krankenkasse im Hoch
«Glauben Sie, dass eine
öffentliche Krankenkasse da-
zu beiträgt, die Gesundheits-
kosten zu reduzieren?» Das
fragten die FN letzte Woche
in einer Online-Umfrage.
Von 175 Antwortenden sind
53 Prozent der Meinung,
dass dies der richtige Weg
sei. Für 36 Prozent machen
die bestehenden Kranken-
kassen ihre Arbeit gut. Für
11 Prozent der Antwortenden
ist die Thematik zu kom-
pliziert oder sie lässt sie
gleichgültig. uh

D ie Volksinitiative «für
eine öffentliche Kran-
kenkasse» verlangt,

dass das System der Kranken-
versicherung in der Schweiz
nur noch von einer einzigen,
staatlich kontrollierten Kran-
kenkasse getragen wird. Heu-
te wird die Finanzierung der
Gesundheitskosten von rund
60 privaten Krankenkassen
durchgeführt. Nach dem Wil-
len der Initianten soll die
öffentliche Kasse kantonale
oder interkantonale Agentu-
ren einrichten, welche na-
mentlich auch die Prämien
festlegen.

Die Vorlage polarisiert ent-
lang des klassischen Links-
Rechts-Schemas. Die Linke ist
dafür, die Rechte dagegen.
Unter den Mitte-Parteien ist
die EVP dafür, die CVP und
die GLP sind dagegen. Es gibt
zwei abweichende Sektionen
der CVP (Genf und Waadt).
Die kantonalen Gesundheits-
direktoren, der Ärzteverband
FMH und die Hausärzte
haben sich für Stimmfrei-
gabe entschieden, während
sich Fachvereinigungen aus
dem Gesundheitswesen für
die eine oder andere Position
eintreten. fca

Gesundheitswesen: Vorlage strebt
Monopol bei der Finanzierung an


